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Verweigerung der Adoption durch eine homosexuelle Frau 

Art. 8 EMRK
Art. 14 EMRK

Sachverhalt:
Die 1961 geborene Bf. lebt seit 1990 in einer 

festen Beziehung mit einer Frau namens R.
Im Februar 1998 beantragte sie bei der So-

zialabteilung des Départements Jura die Ge-
nehmigung, ein Kind adoptieren zu dürfen. In 
dem Antrag erwähnte sie auch ihre sexuelle 
Orientierung und die Beziehung zu Frau R. 

Die von der Behörde beigezogenen Sozial-
arbeiterinnen und Psychologinnen sowie Ver-
treter der Jugendwohlfahrt und anderer Ämter 
empfahlen, den Antrag abzulehnen. Dabei 
verwiesen sie insbesondere darauf, dass eine 
männliche Bezugsperson für das Kind fehlen 
würde. Außerdem wäre unklar, wie die Le-
bensgefährtin der Bf. zu deren Wunsch, ein 
Kind zu adoptieren, stehe. Die beiden würden 
sich nicht als ein Paar bezeichnen und Frau 
R. habe sich an den Adoptionsplänen der Bf. 
nie beteiligt. Eine Adoption durch die Bf. wäre 
daher mit einer Reihe von Gefahren für die 
Persönlichkeitsentwicklung des Kindes ver-
bunden. 

Am 26.11.1998 wurde der Bf. die Entschei-
dung des Ratspräsidenten des Départements 
Jura zugestellt, mit der die Genehmigung 
der Adoption eines Kindes verweigert wurde. 
Begründend verwies er auf das Fehlen einer 
väterlichen Bezugsperson und die Unklarheit 
darüber, welche Rolle die Partnerin der Bf. im 
Leben eines adoptierten Kindes spielen würde. 

Nachdem der Ratspräsident seine Entschei-
dung bestätigt hatte, wandte sich die Bf. an 
das Verwaltungsgericht (Tribunal Administra-
tif) Besançon, das mit Urteil vom 24.2.2000 die 

angefochtenen Entscheidungen behob, da die 
Begründung für die Verweigerung einer Adop-
tion nicht ausreichend wäre. Aufgrund eines 
Rechtsmittels des Départements Jura wurde 
dieses Urteil am 21.12.2000 vom Berufungs-
gericht (Cour Administrative d’Appel) Nancy 
aufgehoben. 

Die daraufhin von der Bf. erhobene Berufung 
an den Conseil d’Etat wurde am 5.6.2002 ab-
gewiesen. Der Gerichtshof führte begründend 
aus, dass zwar nach Art. 343-1 Code Civil ein 
Antrag auf Genehmigung einer Adoption auch 
von einer Einzelperson gestellt werden könne, 
dies die Behörde jedoch nicht daran hindere 
zu prüfen, ob der potentielle Adoptivelternteil 
dem Kind auch eine väterliche Bezugsperson 
bieten könne. Auch dürfe die Behörde im Fall 
eines Antrags einer in einer festen Beziehung 
lebenden Einzelperson feststellen, ob das Ver-
halten und die Persönlichkeit dieser dritten 
Person einer für das Kind passenden Umge-
bung zuträglich ist. Das Berufungsgericht sei 
daher zu Recht davon ausgegangen, dass die 
beiden von der Behörde angeführten Gründe 
für die Ablehnung des Antrags – nämlich das 
Fehlen einer männlichen Bezugsperson und 
die ambivalente Haltung der im Haushalt le-
benden Personen gegenüber dem Kind – die 
Verweigerung rechtfertigen konnten. Die Be-
hauptung der Bf., das Berufungsgericht hätte 
die Entscheidung zumindest implizit auf ihre 
Homosexualität gestützt, wurde vom Conseil 
d’Etat nicht geteilt. Er verwies darauf, dass die 
Bf. in einer festen homosexuellen Beziehung 
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gelebt habe, die in Bezug auf die Interessen ei-
nes Adoptivkindes zu berücksichtigen gewesen 
wäre. Das Berufungsgericht habe seine Ent-
scheidung dabei nicht auf eine grundsätzliche 
Haltung gegenüber der sexuellen Orientierung 
der Bf. gestützt. 

Rechtsausführungen:
Die Bf. behauptet eine Verletzung von 

Art. 14 EMRK (Diskriminierungsverbot) in Ver-
bindung mit Art. 8 EMRK (hier: Recht auf Ach-
tung des Privatlebens). 

Zur Zulässigkeit der Beschwerde:
Die Bf. macht kein Recht auf eine Adoption 

geltend, bringt jedoch vor, dass Art. 14 iVm. 
Art. 8 EMRK anwendbar sei. Erstens falle die 
Möglichkeit, die Genehmigung einer Adoption 
zu beantragen, in den Regelungsbereich des 
Art. 8 EMRK, zweitens sei auch die sexuelle 
Orientierung ein Aspekt des Privatlebens, der 
in dessen Regelungsbereich falle.

Die Regierung entgegnet, die Beschwerde 
sei unzulässig, da die Verweigerung der Ge-
nehmigung einer Adoption nicht auf der sexu-
ellen Orientierung der Bf. beruht habe. 

Der GH erinnert daran, dass Art. 8 EMRK 
weder ein Recht auf Familiengründung noch 
auf Adoption garantiert. Das Recht auf Achtung 
des Familienlebens schützt nicht den bloßen 
Wunsch, eine Familie zu gründen. Vielmehr 
setzt es das Bestehen einer Familie oder zu-
mindest potentieller Beziehungen wie etwa je-
ner, die sich aus einer rechtmäßigen Adoption 
ergeben, voraus. Ein Recht auf Adoption wird 
auch nicht vom innerstaatlichen Recht oder 
anderen internationalen Instumenten gewährt. 
Wie der GH jedoch bereits früher festgestellt 
hat, umfasst das Konzept des Privatlebens iSv. 
Art. 8 EMRK unter anderem das Recht, Bezie-
hungen zu anderen Personen zu entwickeln. 
Es umfasst auch die sexuelle Orientierung 
und das Sexualleben sowie die Entscheidung 
darüber, Kinder zu haben oder nicht. 

Im vorliegenden Fall betrifft das umstritte-
ne Verfahren nicht die Adoption eines Kindes 
als solche, sondern einen Antrag auf Geneh-
migung einer späteren Adoption. Allerdings ist 
unbestritten, dass diese Genehmigung in der 
Praxis eine Voraussetzung für die Adoption ei-
nes Kindes darstellt. 

Die Bf. behauptet, aufgrund ihrer sexuellen 
Orientierung diskriminiert worden zu sein. Der 
GH ist daher nicht dazu berufen zu prüfen, ob 
das Recht auf Adoption in den Regelungsbe-
reich des Art. 8 EMRK alleine fällt. 

Die Anwendung von Art. 14 EMRK setzt 
nicht unbedingt die Verletzung eines der durch 

die Konvention geschützten Rechte voraus. Es 
reicht aus, wenn die Umstände des Falles in 
den Regelungsbereich einer der Bestimmungen 
der EMRK fallen. Das Diskriminierungsverbot 
des Art. 14 EMRK geht daher über jene Rech-
te und Freiheiten hinaus, die ein Staat nach 
der Konvention garantieren muss. Es ist auch 
auf jene zusätzlichen, in den allgemeinen Re-
gelungsbereich einer Konventionsbestimmung 
fallenden Rechte anwendbar, zu deren Gewäh-
rung sich der Staat freiwillig entschieden hat. 

Der vorliegende Fall betrifft keine Adop-
tion durch ein Paar oder durch den gleich-
geschlechtlichen Partner eines biologischen 
Elternteils, sondern die Adoption durch eine 
Einzelperson. Das französische Recht gewährt 
einzelnen Personen ausdrücklich das Recht, 
die Genehmigung einer Adoption zu beantra-
gen. Ohne Zweifel fallen daher die Umstände 
dieses Falles in den Regelungsbereich von 
Art. 8 EMRK. Der Staat, der durch die Ein-
räumung eines solchen Rechts über seine 
Verpflichtungen nach Art. 8 EMRK hinaus-
gegangen ist, darf bei der Anwendung dieses 
Rechts keine diskriminierenden Maßnahmen 
iSv. Art. 14 EMRK vornehmen. 

Die Bf. behauptete im vorliegenden Fall, in 
der Ausübung ihres durch ein innerstaatliches 
Gesetz eingeräumten Rechts aufgrund ihrer 
sexuellen Orientierung diskriminiert worden 
zu sein. Eine solche Diskiminierung fällt in 
den Anwendungsbereich von Art. 14 EMRK.

Art. 14 EMRK iVm. Art. 8 EMRK ist daher 
im vorliegenden Fall anwendbar. Da die Be-
schwerde auch weder offensichtlich unbegrün-
det noch aus einem anderen Grund unzulässig 
ist, muss sie für zulässig erklärt werden (ein-
stimmig).

Zur behaupteten Verletzung von Art. 14 EMRK 
iVm. Art. 8 EMRK:

Die Bf. behauptet, die Verweigerung der Ge-
nehmigung einer Adoption habe auf ihrer Ho-
mosexualität beruht. Diese unterschiedliche 
Behandlung sei nicht gerechtfertigt.

Der GH hat sich schon in seinem Urteil Fret-
té/F mit der Adoption durch eine homosexuel-
le Person beschäftigt. In diesem Fall stellte er 
fest, dass in der Wissenschaft unterschiedliche 
Meinungen darüber bestanden, welche mög-
lichen Folgen eine Adoption durch eine oder 
mehrere homosexuelle Personen für ein Kind 
haben kann. Angesichts der überragenden 
Bedeutung des Kindeswohls in solchen Situ-
ationen und dem weiten Ermessensspielraum, 
der den Staaten dabei zukommt, kam der GH 
zu dem Ergebnis, dass die Verweigerung der 
Genehmigung einer Adoption verhältnismäßig 
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war und keine Diskriminierung iSv. Art. 14 
EMRK darstellte.

Auch der vorliegende Fall betrifft die Be-
handlung eines Antrags einer homosexuellen 
Person auf Genehmigung einer Adoption. Er 
unterscheidet sich allerdings in einigen Punk-
ten vom Fall Fretté/F. 

Im vorliegenden Fall stützten die innerstaat-
lichen Behörden und Gerichte die Ablehnung 
des Antrags im Wesentlichen auf zwei Gründe. 
Das von den Behörden angeführte Fehlen einer 
väterlichen bzw. mütterlichen Bezugsperson 
im Haushalt einer adoptionswilligen Person 
wirft für sich nicht unbedingt ein Problem auf. 
Unter den Umständen des vorliegenden Falles 
ist es jedoch zulässig, nach der Begründetheit 
eines solchen Versagungsgrundes zu fragen, 
der im Endeffekt von der Bf. verlangt, für 
eine männliche Bezugsperson in ihrem enge-
ren Umfeld zu sorgen. Darin liegt die Gefahr, 
das Recht auf Adoption durch Einzelpersonen 
unwirksam zu machen. Dieser Aspekt ist von 
Belang, da der Fall keinen Antrag auf Adopti-
on durch ein Paar betrifft, sondern durch eine 
Einzelperson. Dieser Grund könnte daher zu 
einer willkürlichen Ablehnung geführt und als 
Vorwand für eine Abweisung des Antrags der 
Bf. wegen ihrer Homosexualität gedient haben. 

Die Regierung, bei der die Beweislast lag, 
war nicht in der Lage, statistische Informati-
onen über die Häufigkeit von Ablehungen mit 
einer solchen Begründung in Hinblick auf die 
Homosexualität der Antragsteller vorzulegen. 
Nur solche Statistiken könnten ein exaktes Bild 
der Verwaltungspraxis zeigen und das Fehlen 
von Diskriminierung bei der Anwendung die-
ses Ablehnungsgrundes nachweisen.

Der zweite von den Behörden ins Treffen ge-
führte Grund, der sich auf das Verhalten der 
Lebensgefährtin der Bf. bezieht, verlangt einen 
anderen Zugang. Da sie sich durch den An-
trag der Bf. auf Genehmigung einer Adoption 
nicht gebunden fühlte, nahmen die Behörden 
an, dass die Bf. nicht die für eine Adoption not-
wendige Sicherheit biete. 

Dazu ist zunächst festzustellen, dass das 
Verhalten der Lebensgefährtin der Bf. bei der 
Prüfung ihres Antrags durchaus relevant ist. 
Es ist legitim, wenn die Behörden sich ver-
gewissern, dass alle Vorkehrungen getroffen 
sind, bevor ein Adoptivkind in eine Familie 
aufgenommen wird. Wenn ein fester Partner 
oder eine Partnerin in einem gemeinsamen 
Haushalt mit der Antragstellerin lebt, erfordert 
dessen bzw. deren Verhalten und die Rolle, die 
er bzw. sie unumgänglich im täglichen Leben 
des Kindes spielen wird, im Interesse des Kin-
deswohls volle Berücksichtigung. 

Der GH sieht keinen Hinweis darauf, dass 
dieser Versagungsgrund auf der sexuellen 
Orientierung der Bf. beruhte. Der GH ist im 
Gegenteil der Ansicht, dass dieser Grund, der 
nichts mit Überlegungen hinsichtlich der se-
xuellen Orientierung der Bf. zu tun hat, auf 
einer einfachen Analyse der bekannten fakti-
schen Situation und ihrer Konsequenzen für 
die Adoption eines Kindes beruht. Die Bf. kann 
daher nicht behaupten, in dieser Hinsicht auf-
grund ihrer sexuellen Orientierung diskrimi-
niert worden zu sein.

Nichtsdestotrotz bilden diese beiden Haupt-
gründe Teil einer Gesamtbewertung der Situ-
ation der Bf. Sie sollten daher nicht alternativ, 
sondern gemeinsam geprüft werden. Die Un-
rechtmäßigkeit eines der Gründe hat daher 
den Effekt, die gesamte Entscheidung zu kon-
taminieren.

Die Verwaltungsbehörde gründete ihre Ent-
scheidung nicht ausschließlich oder überwie-
gend auf den zweiten Grund, sondern auf allen 
relevanten Faktoren, ohne dass es möglich 
wäre festzustellen, dass einer von ihnen aus-
schlaggebend war oder für sich alleine für die 
Ablehnung der Adoption ausreichend gewe-
sen wäre. Die Verwaltungsgerichte verneinten, 
dass die Behörde ihre Entscheidung aufgrund 
einer grundsätzlichen Haltung gegenüber der 
Homosexualität der Bf. getroffen oder die Bf. 
diskriminiert hätten. Wie der GH feststellt, wa-
ren die Verwaltungsgerichte sehr bemüht zu 
entscheiden, dass die sexuelle Orientierung 
der Bf. zwar berücksichtigt worden sei, diese 
aber nicht die Grundlage der Entscheidung 
gewesen und nicht von einer grundlegenden 
negativen Warte aus bewertet worden sei.

Nach Ansicht des GH ist die Tatsache, dass 
die Homosexualität der Bf. eine so große Rolle 
in der Begründung der innerstaatlichen Ge-
richte spielte, von Bedeutung. Sie bestätigten 
die Entscheidung der Behörde erster Instanz, 
die auf den von verschiedenen Mitgliedern des 
Adoptionsausschusses abgegebenen Empfeh-
lungen, den Antrag aus den beiden genannten 
Gründen abzuweisen, beruhte. Die Art und 
Weise, wie einige dieser Empfehlungen formu-
liert waren, offenbart, dass die Homosexualität 
der Bf. ein entscheidender Faktor war. 

Der GH stellt fest, dass gelegentlich der 
Status der Bf. als Einzelperson als Grund für 
die Ablehnung ihres Antrags angeführt wurde, 
während das Gesetz ausdrücklich Einzelper-
sonen ein Recht einräumt, die Genehmigung 
einer Adoption zu beantragen. Dies wird ins-
besondere in den Schlussfolgerungen der Psy-
chologin deutlich, die in ihrem Bericht über 
ihr Gespräch mit der Bf. anführte, dass alle 
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Studien über Elternschaft zeigen würden, dass 
ein Kind beide Eltern brauche. 

Hinsichtlich des systematischen Verweises 
auf das Fehlen einer „väterlichen Bezugsper-
son“ zieht der GH nicht in Zweifel, dass es 
erwünscht war, diese Frage anzusprechen, 
sondern vielmehr die Bedeutung, die ihr von 
den innerstaatlichen Gerichten in Zusammen-
hang mit einer Adoption durch eine Einzelper-
son beigemessen wurde. Die Tatsache, dass 
die Berücksichtigung dieses Faktors legitim 
ist, sollte den GH nicht dazu bringen, die ex-
zessive Bezugnahme darauf im vorliegenden 
Fall zu übersehen. 

Ungeachtet der Vorkehrungen der Verwal-
tungsgerichte, die Berücksichtigung des „Le-
bensstils“ der Bf. zu rechtfertigen, ist daher die 
unausweichliche Schlussfolgerung die, dass 
ihre sexuelle Orientierung durchwegs im Zen-
trum der Überlegungen stand und auf jeder 
Stufe des Verfahrens omnipräsent war. 

Der Bezug auf die Homosexualität der Bf. 
erfolgte, wenn nicht ausdrücklich, so doch zu-
mindest implizit. Der Einfluss ihrer Homose-
xualität, zu der sie sich offen bekannte, auf die 
Beurteilung ihres Antrags steht somit fest und 
war ein entscheidender Faktor für die Verwei-
gerung der Genehmigung einer Adoption. 

Die Bf. hat daher eine unterschiedliche Be-
handlung erlitten. Eine unterschiedliche Be-
handlung ist dann diskriminierend iSv. Art. 14 
EMRK, wenn sie keine sachliche und vernünf-
tige Rechtfertigung hat, wenn sie also kein 
vernünftiges Ziel verfolgt oder wenn keine Ver-
hältnismäßigkeit zwischen den eingesetzten 
Mitteln und dem verfolgten Ziel besteht. Wenn 
es um die sexuelle Orientierung geht, bedarf 
es besonders überzeugender und schwerwie-
gender Gründe für die Rechtfertigung einer 
unterschiedlichen Behandlung in Hinblick 
auf unter Art. 8 EMRK fallende Rechte. Wenn 
die für eine solche unterschiedliche Behand-
lung vorgebrachten Gründe ausschließlich auf 
Überlegungen hinsichtlich der sexuellen Ori-
entierung der Bf. beruhten, würde dies eine 
gegen die Konvention verstoßende Diskrimi-
nierung darstellen.

Das französische Recht erlaubt Einzelperso-
nen, ein Kind zu adoptieren und schafft damit 
die Möglichkeit einer Adoption durch eine ein-
zelne homosexuelle Person. Vor dem Hinter-
grund der innerstaatlichen Gesetze können die 
von der Regierung vorgebrachten Gründe nicht 
als besonders überzeugend oder schwerwie-
gend angesehen werden, um die Verweigerung 
der Genehmigung für die Bf. zu rechtfertigen. 

Schließlich stellt der GH fest, dass die Vor-
schriften des Code Civil nichts über die Not-
wendigkeit einer Bezugsperson des anderen 
Geschlechts sagen, die in jedem Fall nicht von 
der sexuellen Orientierung der adoptierenden 
Einzelperson abhängig wäre.

Angesichts dieser Ausführungen muss 
der GH feststellen, dass die innerstaatlichen 
Behörden, als sie den Antrag der Bf. auf Ge-
nehmigung der Adoption abwiesen, eine Un-
terscheidung trafen, die auf Überlegungen 
bezüglich ihrer sexuellen Orientierung beruhte, 
was nach der Konvention nicht akzeptabel ist.

Es hat daher eine Verletzung von Art. 14 
EMRK iVm. Art. 8 EMRK stattgefunden (10:7 
Stimmen; Sondervoten von Richter Zupančič, 
Richter Loucaides und Richterin Mularoni; Son-
dervotum von Richter Costa, gefolgt von Rich-
terin Jočienė und den Richtern Türmen und 
Ugrekhelidze; im Ergebnis übereinstimmendes 
Sondervotum der Richter Lorenzen und Jebens).

Entschädigung nach Art. 41 EMRK:
€ 10.000,– für immateriellen Schaden, 

€ 14.528,– für Kosten und Auslagen (11:6 
Stimmen).
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